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Das bisherige genehmigte Kapital endete mit Ablauf des 15. Mai 2024. Vorstand und Aufsichtsrat 

schlagen vor, ein neues genehmigtes Kapital wie folgt zu beschließen: 

§ 4 Abs. 5 der Satzung lautet wie folgt: 

"Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 5. Juni 2029 mit Zustimmung des Aufsichtsrates 

das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder in Teilbeträgen mehrfach um bis zu insgesamt 

EUR 1.004.000,00 durch Ausgabe von bis zu 1.004.000 neuen auf den Inhaber lautender Aktien 

ohne Nennwert (Stückaktien) zu erhöhen ("Genehmigtes Kapital 2024"). Hiervon können bis zu 

1.004.000 stimmrechtlose Stückaktien ausgegeben werden. Das Kapital kann gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen erhöht werden. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das gesetzliche 

Bezugsrecht der Aktionäre insbesondere für folgende Fälle auszuschließen: 

• Für eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlage, in Höhe von bis zu insgesamt 10 Prozent sowohl 

des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung als auch des im Zeitpunkt der 

Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals, sofern der Ausgabebetrag der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits notierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung 

nicht wesentlich unterschreitet. Auf diese Begrenzung auf 10 Prozent des Grundkapitals sind 

diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden; 

• soweit es erforderlich ist, um den Inhabern und/oder Gläubigern von Wandlungs- und/oder 

Optionsrechten bzw. den Schuldnern von Wandlungs- und/oder Optionspflichten aus 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einem Konzernunternehmen 

ausgegeben worden sind, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie 

es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der 

Wandlungs- und/oder Optionspflichten zustände; 

• für die aufgrund des Bezugsverhältnisses entstehenden Spitzenbeträge; 

• um zusätzliche Kapitalmärkte zu erschließen;  
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• für eine im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegende Kapitalerhöhung gegen 

Sacheinlagen zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen (auch wenn neben den Aktien eine 

Kaufpreiskomponente in bar ausgezahlt wird) oder im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder Verschmelzungen; 

• um bis zu 250.000 neue Aktien als Belegschaftsaktien zu überlassen. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates einen vom Gesetz 

abweichenden Beginn der Gewinnberechtigung zu bestimmen sowie die weiteren Einzelheiten 

einer Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung, insbesondere den Ausgabebetrag, der Gattung 

und das für die neuen Aktien zu leistende Entgelt festzusetzen sowie die Einräumung des 

Bezugsrechts im Wege eines mittelbaren Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 5 AktG zu bestimmen.  

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten 

der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2024 festzulegen. Der 

Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser 

Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2024 oder nach 

Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem 

Genehmigten Kapital 2024 anzupassen. 

 


